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Finanzordnung von Die Linke Kreisverband Segeberg 

§ 1 – Rechtliche Grundlagen und Zweckbindung 

1. Diese Finanzordnung konkretisiert die Regelungen der Satzungen und 

Finanzordnungen von Die Linke auf Bundes-, Landes- und Kreisebene auf 

Basis der Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland für Die Linke 

Kreisverband Segeberg. 

2. Die Finanzen und das Vermögen des Kreisverbandes sind ausschließlich für 

die Aufgaben zu verwenden, die politischen Parteien gemäß den 

Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland obliegen, sowie zur 

Sicherstellung der politischen Tätigkeit und Handlungsfähigkeit der Partei. 

Effektivität, Transparenz und Sparsamkeit gelten als verbindliche 

Grundprinzipien der Finanzarbeit des Kreisverbandes. 

§2 – Zuständigkeiten, Verantwortung und Kontrolle 

1. Der Kreisvorstand trägt die Verantwortung für die Verwaltung und 

Verwendung der finanziellen Mittel des Kreisverbandes. Bei Beschlüssen 

des Kreisvorstandes oder der Kreismitgliederversammlung, deren finanzielle 

Konsequenzen nicht absehbar oder nicht vertretbar sind, steht dem*der 

Schatzmeister*in ein Vetorecht zu. 

2. Der*die Kreisschatzmeister*in führt die Kasse und die Buchhaltung des 

Kreisverbandes. 

3. Der Kreisvorstand ist verpflichtet, jährlich Rechenschaft über Einnahmen, 

Ausgaben und das Parteivermögen abzulegen. Die Rechenschaftsberichte 

werden von dem*der Kreisschatzmeister*in angefertigt, sind durch den 

Kreisvorstand zu bestätigen und der Kreismitgliederversammlung 

abschließend vorzulegen. 

4. Die Kreiskassenprüfer*innen sind zuständig für die jährliche Prüfung des 

Umgangs mit den Finanzen und dem Vermögen der Partei. Die Prüfung 

erfolgt auf Grundlage des Parteiengesetzes sowie der Ordnung über die 

Tätigkeit der Finanzrevisionskommission. Über das Ergebnis ist ein 
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schriftlicher Bericht anzufertigen, der der Kreismitgliederversammlung 

vorzulegen ist. 

§ 3 – Grundsätze der Mittelverwendung 

1. Ausgaben des Kreisvorstandes sind ausschließlich im Rahmen der zur 

Verfügung stehenden finanziellen Mittel zulässig. Die laufenden Ausgaben 

sind durch laufende Einnahmen zu decken; die Bildung von Rücklagen ist 

dabei anzustreben. 

2. Basisorganisationen, der Jugendverband sowie Arbeits- und 

Interessengemeinschaften können beim Kreisvorstand im Rahmen der 

verfügbaren Mittel finanzielle Mittel für ihre politische Arbeit beantragen. Der 

Kreisvorstand plant die hierfür vorgesehenen Mittel jährlich ein. 

§ 4 – Kontoführung, Buchführung und Zahlungsverkehr 

1. Der Kreisvorstand unterhält vorbehaltlich der Zustimmung des 

Landesvorstandes mindestens ein Bankkonto für den Kreisverband. 

Vertretungs- und zeichnungsberechtigt sind grundsätzlich die 

Kreissprecher*innen sowie der*die Kreisschatzmeister*in. Der Kreisvorstand 

ist befugt, weitere vertretungs- und zeichnungsberechtigte Personen aus 

seinen Reihen zu benennen. Im Zahlungsverkehr gilt verbindlich das Vier-

Augen-Prinzip; alle Zahlungen sind möglichst unbar und über das Konto des 

Kreisverbandes abzuwickeln. 

2. Der Kreisvorstand ist zur ordnungsgemäßen Buchführung verpflichtet. Diese 

erfolgt auf Grundlage des Parteiengesetzes sowie der 

Buchhaltungsrichtlinien und des Kontenrahmenplanes der Partei Die Linke. 

Die Buchführung ist übersichtlich und nachvollziehbar zu gestalten. 

3. Jede Ausgabe bedarf eines schriftlichen Beleges. Ausgaben bis zu einem 

Betrag von 150,00 € können durch den*die Kreisschatzmeister*in 

eigenständig veranlasst werden. Ausgaben von 150,01 € bis 2.500,00 € 

bedürfen eines Beschlusses des Kreisvorstandes. Ausgaben über 2.500,00 

€ sind zwingend durch die Kreismitgliederversammlung zu beschließen. 

4. Vermögenswerte des Kreisverbandes sind zu erfassen und in einer 
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Inventarliste zu führen. Diese ist jährlich zu aktualisieren. Für wertvolle 

Gegenstände ist der erforderliche Versicherungsschutz zu prüfen. 

§ 5 – Ausgabenerstattungen 

Fahrt- und Reisekosten sowie Ausgaben im Auftrage der Partei werden auf 

Antrag und gegen Beleg erstattet. Voraussetzung ist eine vorherige Absprache 

mit dem Kreisvorstand. Ein förmlicher Beschluss im Vorwege ist anzustreben, 

kann jedoch auch nachträglich gefasst werden, sofern die Ausgabe vorab 

abgesprochen wurde. 

§ 6 – Schlussbestimmungen 

Diese Finanzordnung tritt mit dem Beschluss durch die 

Kreismitgliederversammlung in Kraft. Änderungen bedürfen einer einfachen 

Mehrheit der auf einer Kreismitgliederversammlung anwesenden 

stimmberechtigten Mitglieder. 


